
deutschland und Westberlin können sich die im Kolle­
gium zusammengeschlossenen Rechtsanwälte in mehr­
facher Hinsicht aktiv zum Schutze des Friedens und zur 
Herstellung eines einheitlichen Deutschland auf demo­
kratischer Grundlage beteiligen. Das gilt zunächst für die 
Führung der vielfältigen Korrespondenz mit westdeut­
schen Bürgern, Rechtsanwälten und Behörden im 
zivilen Rechtsverkehr. Hierbei kann und muß nicht nur 
ständig Bedeutung und Wesen unseres Staates der Ar­
beiter und Bauern und seine demokratische Gesetzlich­
keit in kluger, höflicher und verständlicher Weise her­
vorgehoben werden. Hierbei muß insbesondere in ge­
nauer Kenntnis der täglich in Erscheinung tretenden 
Fakten in der Bundesrepublik durch Hinweise auf die 
Auflösung der Gesetzlichkeit in Westdeutschand und 
Westberlin, auf die Beseitigung der demokratischen 
Rechte und Freiheiten aufklärend, Hetze und Verleum­
dungen entlarvend, hingewiesen werden. Das gilt weiter 
für die Art der Verteidigung in Strafverfahren gegen 
Agenten, Spione und sonstige Feinde unseres Staates 
und seiner Hauptgrundlage, des Volkseigentums. Bei 
der Erforschung der objektiven Wahrheit, der Charak­
terisierung der Angeklagten, der Aufdeckung der Hin­
tergründe können und müssen die Verteidiger bei voller 
Wahrnehmung der Interessen ihrer Mandanten stets 
die gesamtdeutschen, nationalen Interessen vertreten. 
Schließlich gibt es auf dem Gebiet des Familienrechts 
und des Arbeitsrechts eine Fülle von Beispielen (Gleich­
berechtigung der Frau, Recht des nichtehelichen Kindes, 
Recht auf Arbeit, Kündigungsschutz u. a. m.), an denen 
die ganze Gegensätzlichkeit der Entwicklung — dort 
Reaktion, Militarismus, Faschismus, hier Fortschritt, 
Demokratie, Gesetzlichkeit — schon in der Korrespon­
denz, aber auch in der Prozeßführung aufgezeigt wer­
den kann.

2. Um diese Aufgaben meisten zu können, ist eine 
hohe berufliche Qualität, insbesondere aber ein klares 
politisches Bewußtsein erforderlich. Die in den Kolle­
gien zusammengeschlossenen Rechtsanwälte wissen, daß 
sie infolge ihrer früheren Isolierung und der sie ständig 
in Anspruch nehmenden Sorge um die Erhaltung ihrer 
Existenz in ihrer politischen Entwicklung gegenüber 
den Arbeitern in der Produktion und in der Verwaltung 
in Rückstand geraten waren. Sie müssen und werden 
daher den Fragen ihrer Schulung die größte Aufmerk­
samkeit widmen. Es ist bereits zum festen Bestandteil 
der Arbeit aller Kollegien der Rechtsanwälte geworden, 
daß sich ihre Mitglieder (und die Angestellten) an der 
staatspolitischen Schulung, sei es in eigener Organisa­
tion, sei es bei den Kreisgerichten, beteiligen. Daneben 
hat überall das systematische gesellschaftspolitische und 
rechtswissenschaftliche Studium mit Lektionen und 
Seminaren begonnen, das zweifellos bald seine Früchte 
tragen wird. Bei der Entscheidung über die Aufnahme 
neuer Mitglieder und bei deren Erziehung werden künf­
tig der Vorstand und die Mitgliederversammlung größte 
Aufmerksamkeit auf Qualität und politische Zuverläs­
sigkeit legen, wobei die 4. DurchfBest. vom 3. Mai 1954 
(Ordnung des Praktikantenwesens — GBl. S. 466) eine 
wesentliche Hilfe bedeutet.

3. Auf dem IV. Parteitag der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands wurde für unser gesamtes staat­
liches und gesellschaftliches Leben zur Überwindung 
jeglichen Bürokratismus und damit zur Festigung der 
ständig notwendigen Verbundenheit von Partei und 
Regierung mit der Masse der Bevölkerung mit beson­
derer Klarheit die Bedeutung der Anleitung und der 
Kontrolle der Beschlüsse erkannt. Die Schlußfolgerungen 
hieraus wurden für den Bereich des Ministeriums der 
Justiz auf der Arbeitstagung vom 27. April 1954 ge­
zogen2). Sind danach die Instrukteure Helfer und poli­
tische Berater für die Kreisgerichte, das Bezirksgericht 
und die Justizverwaltungsstelle, so üben im Bereich 
der Kollegien der Rechtsanwälte für diese und ihre 
Mitglieder der Vorstand, insbesondere der Vorsitzende, 
die gleichen Funktionen aus. Das wird noch nicht über­
all genügend beachtet. Es gibt noch viele Vorsitzende, 
die selbst eine umfangreiche Praxis haben und durch 
deren Wahrnehmung die ihnen in der Verordnung vom 
15. Mai 1953 zugewiesenen Aufgaben nicht gewissenhaft 
erfüllen. Damit erhöhen sie die Gefahr, daß die Mit­
glieder des Kollegiums in Praktizismus verfallen, daß 
sich das Prinzip der kollektiven Arbeit in den Zweig-

2) vgl. Benjamin in NJ 1954 S. 285 ff.

stellen, der gründlichen Vorbereitung auf jeden Prozeß 
und der ständigen systematischen Qualifizierung nicht 
durchsetzt. Der Vorsitzende des Anwaltskollegiums, des­
sen materielle Sicherstellung selbstverständlich erfolgen 
muß — und auch kann! —, ist verantwortlich vor allem 
für die demokratische politische Entwicklung des Kol­
legiums. Dazu gehört nicht nur die Sorge um eine 
richtige Beschlußfassung in den Vorstandssitzungen 
und den Mitgliederversammlungen, sondern auch die 
Kontrolle der Durchführung dieser Beschlüsse, die Ver­
besserung der Arbeit auf den vielfältigen Gebieten an­
waltlicher Tätigkeit. Der Vorsitzende muß in erster 
Linie über die politische und gesellschaftliche Situation 
des Bezirks unterrichtet sein, insbesondere die Meinung 
der Bevölkerung kennen, um den Mitgliedern für ihre 
Rechtsberatung, Prozeßführung und massenpolitische 
Arbeit die nötigen Hinweise geben zu können. Er muß 
die Beziehungen zu den Organen der Justiz und ande­
ren Organen des Staates in seinem Bezirk ständig ver­
bessern und vor allem der engen Verbindung zwischen 
den Mitgliedern und der volkseigenen Industrie, der 
werktätigen Bauernschaft und allen Massenorganisa­
tionen im Interesse ihrer zweckmäßigen und richtigen 
rechtlichen Vertretung größte Aufmerksamkeit widmen. 
Der Vorsitzende des Anwaltskollegiums ist als Instruk­
teur gleichzeitig der beste Propagandist für die Inter­
essen der Rechtsanwälte, wobei ihm selbstverständlich 
das Kollektiv wesentliche Unterstützung geben muß 
und wird.

4. Mit der zunehmenden Qualifizierung der Rechts­
anwälte wird ihre Beteiligung an der Festigung unserer 
demokratischen Rechtspflege wachsen. Diese beginnt 
praktisch bei der sorgfältigen und gewissenhaften Be­
handlung jedes „Falles“, bei der ernsthaften und kriti­
schen Auseinandersetzung mit jeder Rechtsfrage und 
damit gleichzeitig mit jedem Menschen, der sie vor­
trägt. Die Rechtsanwälte haben tagtäglich Gelegenheit, 
die Bevölkerung über die Gesetze unseres Staates, die 
Maßnahmen unserer Regierung, die konsequente Ge­
setzlichkeit unserer Gesellschaftsordnung aufzuklären 
und sie dadurch zur Mitarbeit heranzuziehen. Darüber 
hinaus wird es den Mitgliedern der Anwaltskollegien 
immer selbstverständlicher werden, sich an der massen­
politischen Arbeit jeder Art zu beteiligen. Hier finden 
sich schon zahlreiche gute Ansätze bei der aktiven Mit­
arbeit in der Friedensbewegung, bei der Unterstützung 
der Veranstaltungen der Nationalen Front oder der 
politischen Aufgaben der Vereinigung demokratischer 
Juristen Deutschlands, bei der Mitwirkung an Justiz­
veranstaltungen. Ein starker Beweis für den Ernst, mit 
dem die Kollegien der Rechtsanwälte gerade an diese 
Seite ihrer Tätigkeit herangehen, sind die vielen kon­
kreten Selbstverpflichtungen, die aus Anlaß des „Jahres 
der großen Initiative“, jenes großen Rufs der Arbeiter­
klasse für 1954, eingegangen worden sind. Darunter 
befinden sich Verpflichtungen, wie würdige Ausgestal­
tung der Zweigstellen (Losungen, Bilder), größte Spar­
samkeit im Interesse der Kostensenkung, Studium be­
stimmter wissenschaftlicher Literatur, Beitrag zur Be­
schleunigung der Zivilprozesse durch rechtzeitiges 
Einreichen von Schriftsätzen, Einsätze bei der Ein­
bringung der Ernte, Übernahme von Aufbauschichten, 
Durchführung von Referaten in öffentlichen Veranstal­
tungen und Betrieben, Einrichtung besonderer kosten­
loser Rechtsberatung vor allem auf dem Lande, Ver­
öffentlichung von Artikeln über Fragen des Kollegiums 
und allgemeine Rechtsfragen, Eingehen von Paten- 
und Freundschaftsverträgen mit bäuerlichen Gemein­
den, Aufklärung der Mitglieder der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften über Rechtsfragen des 
Statuts, Sprechstunden für die Grenzbevölkerung, 
Schriftwechsel mit westdeutschen Kollegen.

Wenn alle Mitglieder der Kollegien der Rechtsan­
wälte den so begonnenen Weg konsequent und aktiv 
fortsetzen, die Selbstverpflichtungen einhalten, das Stu­
dium des Marxismus-Leninismus und der demokrati­
schen Rechtswissenschaft vertiefen und ihre ganze 
Kraft für die Durchführung des neuen Kurses, für die 
Anwendung der Beschlüsse des IV. Parteitages der So­
zialistischen Einheitspartei Deutschlands einsetzen, so 
werden sie bald das Vertrauen unserer Regierung und 
aller gesellschaftlichen Organisationen, das Vertrauen 
der rechtsuchenden Bevölkerung in vollem Umfang er­
werben und als echte Organe der Rechtspflege aner­
kennenswerte Leistungen vollbringen.
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